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30.Jahrestag der Gründung der DDR

Feste Klassenposition der Juristen
Dr. Dt. h. c. HEINRICH TOEPLITZ, Präsident der Vereinigung der Juristen der DDR

Aus Anlaß des 30. Jahrestages der Gründung der Ver­
einigung der Juristen der DDR trat am 6. Juli 1979 in Ber­
lin, Hauptstadt der DDR, der Zentralvorstand der VdJ zu 
einer erweiterten Tagung zusammen, ln Anwesenheit der 
Mitglieder des Zentralkomitees der SED Prof. Dr. sc. Hilde 
Benjamin und Generalstaatsanwalt Dr. Dr. h. c. Josef Streit 
sowie des Leiters der Abteilung für Staats- und Rechts­
fragen im Zentralkomitee der SED, Dr. Klaus Sorgenicht, 
der auch die Grußadresse des Generalsekretärs des Zen­
tralkomitees, Genossen Erich Honecker, überbrachte, und 
Delegationen von Bruderorganisationen aus sozialistischen 
Ländern sowie weiteren zahlreichen Gästen zog der Prä­
sident der Vereinigung, Dr. Heinrich Toeplitz, eine Bilanz 
des Wachsens und Wirkens der Juristenorganisation im 
nationalen und internationalen Maßstab.

Wir veröffentlichen nachstehend Auszüge aus diesem 
Vortrag.

D. Red.

Wie alle Werktätigen unseres Landes haben auch wir 
Juristen unsere berufliche und gesellschaftliche Arbeit 
ganz auf die Vorbereitung des Jubiläums unseres Staates 
ausgerichtet. Die Bilanz, die wir zum 30. Jahrestag unseres 
sozialistischen Staates ziehen können, ist beeindruckend 
und macht rückblickend die Kämpfe und aufopferungs­
vollen Anstrengungen sichtbar, die notwendig waren, um 
die Grundlagen der neuen, demokratischen Ordnung, einer 
dem werktätigen Volk dienenden Staats- und Rechtsord­
nung, zu schaffen, zu festigen und zu schützen.

Kämpfe und Bewährungsproben waren zu bestehen 
und nicht wenige Schwierigkeiten zu überwinden, um den 
von der Partei der Arbeiterklasse gewiesenen Weg zu 
gehen, der mit dem historischen Aufruf der KPD vom 
11. Juni 19451 und mit den „Grundsätzen und Zielen der 
SED“ von 1946 für den antifaschistisch-demokratischen 
Neubeginn nach dem Sieg der Sowjetunion und der Anti- 
Hitler-Koalition über den Hitlerfaschismus vorgezeichnet 
war. Denjenigen, die die Aufgabe übernahmen, eine anti­
faschistische, demokratische Staats- und Rechtsordnung, 
eine demokratische Justiz des werktätigen Volkes zu schaf­
fen, fiel eine unerprobte, überaus schwierige, aber un­
erläßliche Arbeit zu. Sie wurde unter der klugen Führung 
der SED und mit ihrer ständigen Hilfe von bewährten 
Antifaschisten, von Frauen und Männern ohne juristische 
Vorbildung aus den Reihen der Arbeiterklasse und der 
Bauernschaft mit Hingabe, angestrengtem Lernen und 
revolutionärem Bewußtsein erfolgreich bewältigt.

Die DDR war von der ersten Stunde ihres Bestehens 
an der Rechtsstaat auf deutschem Boden. Auf breiter 
demokratischer Grundlage entstanden, mit weitreichen­
dem demokratischem Programm, im breiten Bündnis die 
Interessen des Volkes vertretend und in Übereinstimmung 
mit den völkerrechtlich verbindlichen Festlegungen des 
Potsdamer Abkommens stülpte der neue Staat im revo­
lutionären Prozeß radikal um, was der Imperialismus als 
Recht und Gerechtigkeit, Freiheit, Demokratie und Men­
schenwürde ausgab, praktizierte und heute noch darunter 
versteht. In unserer Republik wurde die Ausbeutung des 
Menschen durch den Menschen beseitigt, die ökonomischen 
und politischen Machtpositionen des Imperialismus zer­
brochen, und es wurde die demokratische Macht, die Dik­

tatur des Proletariats, errichtet. Das Recht dient der Arbei­
terklasse und ihren Verbündeten als Instrument, die Er­
rungenschaften des werktätigen Volkes zu sichern und zu 
schützen und die gesellschaftliche Entwicklung zu fördern 
und zu organisieren.

Gesetzlichkeit und Gerechtigkeit, Geborgenheit und 
Sicherheit für das Ganze und jeden einzelnen, breiteste 
Mitwirkung an den Angelegenheiten des sozialistischen 
Staates und seiner Rechtspflege sind unverzichtbare, we­
senseigene Seiten der sozialistischen Gesellschaft und Vor­
züge des realen Sozialismus.

Auf der Grundlage der sozialistischen Verfassung ist 
die Volkssouveränität verwirklicht, werden die in ihr pro­
klamierten Freiheiten, Grundrechte und -pflichten tagtäg­
lich zum Wohle der Menschen realisiert und geschützt.

Diese Ergebnisse der gesellschaftlichen Entwicklung 
gehören zu den bedeutenden revolutionären Veränderun­
gen, die seit der Zerschlagung des Hitlerfaschismus er­
kämpft wurden. Am Anfang stand die Überwindung der 
Hinterlassenschaften des Faschismus und seiner Ideologie. 
Es ging aber zugleich um die Aufhebung des Gegensatzes 
von Volk und bürgerlichem Staat, der Volksfremdheit des 
Rechts und der Justiz und um die Überwindung der jahr­
hundertealten bürgerlichen Auffassungen über Staat und 
Recht. Die Verfolgung und Bestrafung der Nazi- und 
Kriegsverbrecher, von Rassen- und Kriegshetze war ein 
Gebot der Menschlichkeit und des Friedens.

Die Juristenvereinigung —
eine gesellschaftliche Organisation der DDR

Die Vorbereitung auf das große Jubiläum unseres Staates 
ist für uns Juristen mit einem besonderen Ereignis ver­
bunden. Am 16. Juli 1949, wenige Wochen vor dem histo­
rischen Gründungstag der Republik, konstituierte sich in 
Berlin die Vereinigung Demokratischer Juriste:? Deutsch­
lands (VdJ). Als im Oktober 1949 eine Delegarion dieser 
Vereinigung in Rom am 4. Kongreß der Internationalen 
Vereinigung Demokratischer Juristen teilnahm, vertrat sie 
die demokratischen Juristen der soeben gegründeten DDR.2 
Auf diesem Kongreß wurde die VdJ in die Internationale 
Vereinigung aufgenommen.

Unvergessen bleibt die Initiative jener antifaschisti­
schen Juristen, die schon in den letzten Tagen des Jahres 
1948 in Berlin die erste Gruppe demokratischer Juristen 
gebildet hatten und damit den Zusammenschluß der fort­
schrittlichen Juristen organisierten, und förderten. Zu 
ihren Begründern gehörten Hilde Benjamin und Peter 
Alfons Steiniger, Max Berger, Max Fechner, Rolf Helm, 
Hilde Neumann und Karl Polak, die durch ihr hervor­
ragendes politisches, wissenschaftliches und juristisch­
praktisches Wirken Antlitz und Charakter unserer Ver­
einigung mit ausprägten.

Als sich unsere Vereinigung bildete, lagen die ersten 
harten Kämpfe für die neue demokratische Ordnung be­
reits zurück, und bewährte Antifaschisten, Arbeiter, An­
gestellte und Bauern hatten sich als Juristen dieser neuen 
Ordnung unter Brechung des bürgerlichen Bildungs- und 
Berufsprivilegs formiert. Mit ihrer Vereinigung stellten 
sie sich das Ziel, alle Potenzen und Möglichkeiten der 
gesellschaftlichen Arbeit durch freiwilligen Zusammen-


